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ie Fakten sind schnell aufge-
zählt: Gegen 15.40 Uhr er-
schütterte eine Explosion

das 413 Einwohner zählende, polni-
sche Dörfchen Przewodów, 70 Kilo-
meter nördlich der ukrainischen
Großstadt Lwiw. Zwei Bauern wur-
den getötet. Es könnte sich, mut-
maßten Berichterstatter und Beob-
achter, schnell, um den Einschlag
russischer Raketen gehandelt ha-
ben. Bereits am Dienstagabend
zeichnete sich ab: Wahrscheinlich
waren es die Reste ukrainischer Bo-
den-Luft-Raketen, die russische
Marschflugkörper abfangen sollten
und deren Trümmer sieben Kilome-
ter von der Grenze zum Kriegsgebiet
entfernt in Polen einschlugen.

In der Bewertung des Vorfalls das
Wichtigste zuerst: Sowohl das
Nato-Land Polen wie auch die Alli-
anz selbst sind ruhig, verantwor-
tungsvoll und deeskalierend mit der
Lage umgegangen. Sie haben die
Fakten gesammelt, sie aus- und be-
wertet und keine voreiligen Reflexe
gezeigt. Dass der polnische Verteidi-
gungsminister kurzfristig in dieser
Phase für seine Luftwaffe und Luft-
abwehr einen erhöhten Bereit-
schaftsgrad anordnete, rundet dieses
Bild nur ab.

Natürlich profitiert die Nato jetzt
davon, dass sich kaum eine Maus im
Kriegsgebiet bewegen kann, ohne
dass die Allianz dies in Echtzeit re-
gistriert. Die Experten in den Über-
wachungsflugzeugen des Bündnis-
ses klären russische Raketen,
Marschflugkörper und Kampfjets
schon beim Start auf, berechnen de-
ren Flugrouten und mögliche Ziel-
gebiete. Sollten sie zu dem Ergebnis
kommen, dass ein Angriff auf einen
Mitgliedsstaat der Nato bevorsteht,
würden sie reagieren und versu-
chen, eine solch überraschende At-
tacke aus der Luft zu unterbinden.

Und trotzdem: Aus seiner Verant-
wortung für den Tod zweier weite-
rer Menschen kann sich der russi-
sche Diktator Wladimir Putin trotz-
dem nicht stehlen. Dass bei der Ver-
teidigung der Ukraine auch Men-
schen außerhalb des Kriegsgebietes
starben, ist dem zuzurechnen, der
dem Völkerrecht zuwider seinen
Nachbarn angreift. Würde Putin die
Ukrainer nicht als Staat, als Kultur,

D als Menschen vernichten, auslö-
schen wollen, dann würden die pol-
nischen Bauern sehr wahrschein-
lich heute friedlich ihren geernteten
Mais in die Scheune fahren können.

Außer dem besonnenen Vorge-
hen der Nato macht eine zweite Ent-
wicklung Hoffnung: Es ist keine
Woche her, dass sich die russischen
Besatzer aus der südukrainischen
Stadt Cherson zurückzogen. Das ist
für die Befreier erst einmal nur ein
operativer Erfolg.

Der aber eröffnet strategische
Möglichkeiten: zum einen den Weg
in den Süden, auf die seit 2014 rus-
sisch besetzte Krim. Zum anderen
nach Osten entlang der Schwarz-
meerküste in Richtung der fast völ-
lig zerstörten Hafenstadt Mariupol.
In beide Richtungen anzugreifen,
die geschwächten russischen Trup-
pen davonzujagen, dass wären stra-
tegische Erfolge, die auch in Moskau
nicht mehr zu leugnen wären. Mit
jedem Kilometer in diese Richtun-
gen kommt Putin dem Kriegsverbre-
chertribunal in Den Haag näher.

Die beiden Toten von Przewodów
mahnen die Freunde und Verbünde-
ten der Ukraine, sie weiter zu unter-
stützen. Das Land als künftiges Mit-
glied eines neuen Europas zu sehen
und zu verteidigen. Nicht nachzu-
lassen darin, die Ukrainerinnen und
Ukrainer militärisch, politisch, ge-
sellschaftlich zu unterstützen. Das
ist das Vermächtnis der Toten von
Przewodów.

• In Polen schlägt eine Rakete ein und tötet zwei Menschen
• Laut Präsident Andrzej Duda und Nato kein gezielter russischer Angriff
• Moskau spricht von vorsätzlicher Provokation
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Aus seiner Verant-
wortung für den
Tod zweier weiterer
Menschen kann
sich Wladimir
Putin nicht stehlen.

DRESDEN — Wie ernst meint es die
katholische Kirche in Ostdeutsch-
land tatsächlich mit unabhängiger
Aufarbeitung von Fällen sexualisier-
ter Gewalt? Das fragen sich Vertreter
des Betroffenenbeirats Ost, nach
dem die Bischöfe der Bistümer Dres-
den-Meißen, Görlitz und Berlin so-
wie der Berliner Militärbischof die
Mitwirkungsmöglichkeiten des Bei-
rats in der gemeinsamen Aufarbei-
tungskommission stark beschnitten
haben. Denn nach einer Satzungs-
änderung dürfen die Betroffenen
nun doch nicht in der Leitung der
Kommission mitarbeiten.

Dass Betroffene nicht den Vorsitz
einer Aufarbeitungskommission
übernehmen können, entspricht da-
bei den Empfehlungen. Die Bischöfe
Wolfgang Ipolt (Görlitz) und Hein-
rich Timmerevers (Dresden-Mei-
ßen) sowie Erzbischof Heiner Koch
(Berlin) und Militärbischof Franz-Jo-
sef Overbeck gehen nun einen
Schritt weiter. Sie haben auch den
Vizevorsitz für Betroffene in der Auf-
arbeitungskommission ausge-
schlossen. Das ist für den Betroffe-
nenbeirat Ost alles andere als eine
Bagatelle. „Die Bischöfe nehmen
vom Beirat entsandten Mitgliedern
der Kommission wesentliche Mit-
wirkungs- und Gestaltungsmöglich-
keiten“, ordnet Michael Köst, Vertre-
ter des Beirats, ein. Neben Vorberei-
tung und Leitung von Sitzungen sei-
en Betroffene nun auch nicht an der
überdiözesanen Berichtslegung, der
Qualitätsentwicklung, dem Monito-
ring und Austausch zur unabhängi-
gen Aufarbeitung beteiligt.

Was die Betroffenen fassungslos
macht, ist die Art und Weise, wie
diese Entscheidung fiel. Nämlich
am selben Tag – es war der 15. Okto-
ber dieses Jahres –, an dem sich die
Bischöfe persönlich in Berlin mit
Vertretern des Beirats trafen. Ge-
meinsam wurde die künftige Arbeit
der Kommission besprochen. Dass
die Bischöfe nebenbei noch ihre Sie-
gel unter die neue Satzung stempel-
ten, erfuhren die Vertreter dabei
nicht. Erst einige Tage später lasen
sie in einer E-Mail, was die Bischöfe
am Tag des gemeinsamen Treffens
noch zu tun gehabt hatten.

Seit immer mehr Missbrauchsfäl-
le innerhalb ihrer Strukturen be-
kannt werden, steht die katholische
Kirche unter Druck. Ihr wird vorge-
worfen, Aufarbeitung allen Beteue-
rungen zum Trotz bestenfalls halb-

herzig voranzutreiben, Täter aus der
Schusslinie zu nehmen, strukturelle
Verantwortung für die Taten klein-
zureden. Der Mitgliederschwund
nahm bedenkliche Ausmaße an. Die
Deutsche Bischofskonferenz ist be-
müht, das Bild einer Kirche zu zeich-
nen, die sich schonungsloser Auf-
klärung verschrieben hat. Zusam-
men mit der Bundesbeauftragten Se-
xuellen Missbrauchs wurde 2020 in
der Gemeinsamen Erklärung gere-
gelt, wie die Bistümer Aufklärung
und Aufarbeitung sexuellen Miss-
brauchs organisieren und Unabhän-
gigkeit und Opferschutz garantie-
ren sollen. Auch die Strukturen und
Funktionen der Aufarbeitungskom-
missionen sind darin beschrieben.

Viele Bistümer setzen diese Erklä-
rung in ihren Grenzen 1:1 um. Die
Bistümer Görlitz und Dresden-Mei-
ßen, das Erzbistum Berlin und das
Militärbischofsamt wollen sich auf
der Grundlage der Erklärung ge-
meinsam um Aufarbeitung küm-
mern. Teile der Gemeinsamen Erklä-
rung wurden in der eigenen Satzung
umformuliert, ohne das bislang mit
der Bundesbeauftragten abzustim-
men. „Aufarbeitung soll vergange-
nes Unrecht aufdecken und aner-
kennen“, heißt es auf der Internet-
Seite des Bistums Dresden-Meißen.
Sie könne juristische Aufklärung
nicht ersetzen, mache aber Unrecht
der Vergangenheit zum Thema der
Gegenwart. Und: „Aufarbeitung will
klären, welche Strukturen die sexu-
alisierte Gewalt an Kindern, Jugend-
lichen und Schutzbefohlenen be-
günstigt haben und warum eine
Aufdeckung verhindert wurde.“

Diesen Prozess soll nun die über-
diözesane Aufarbeitungskommissi-
on tragen. Sie hat sich noch nicht
konstituiert. Bereits gebildet ist da-
gegen der Betroffenenbeirat. Der soll
die Perspektive Betroffener einbrin-

gen. Zwei Mitglieder des Beirats kön-
nen in der Aufarbeitungskommissi-
on mitarbeiten. Die neue Entwick-
lung erschüttert den Beirat aber
schwer. Das Misstrauen vieler Be-
troffener gegenüber der Institution
Kirche sitzt tief. Nun, sagt Köst, sei
das Vertrauen des Beirats „auf den
ehrlichen Willen“ der Bischöfe zur
gleichberechtigten Zusammenar-
beit stark beschädigt. Ebenso be-
schädigt sei das Vertrauen in die Un-
abhängigkeit einer Kommission, de-
ren Ordnung jederzeit einseitig von
den Bistümern geändert werden
könne. Der Beirat zieht daraus Kon-
sequenzen: Die Entsendungen der

beiden Mitglieder lässt er erst ein-
mal ruhen. Und: „Einer Konstituie-
rung der Kommission bis zu einem
möglichen Aufleben der Entsendun-
gen widerspricht der Betroffenen-
beirat in aller Form.“

Diesen Schritt bedauern die Bis-
tümer, sagt Stefan Förner, Sprecher
des Erzbistums Berlin, der in der An-
gelegenheit die Kommunikation für
alle beteiligten Bistümer übernom-
men hat. „Ich hoffe gleichzeitig, dass
die Gründe dafür ausgeräumt wer-
den können“, versichert Förner. Er
verneint, dass den Betroffenen mit
der Satzungsänderung Mitwir-
kungsrechte entzogen werden soll-
ten. Es sei nur darum gegangen, eine
Regelungslücke zu schließen und
die Satzung der Gemeinsamen Er-
klärung anzugleichen. Darüber sei
der Beirat vorab informiert worden.

Die Aktenlage weckt daran Zwei-
fel. Zwar konnten Betroffenenver-
treter nach der ersten Fassung der
Satzung tatsächlich den Vorsitz der
Aufarbeitungskommission über-
nehmen. Und tatsächlich schließt
die Gemeinsame Erklärung das aus.
Dass Betroffenenvertreter aber auch
für den stellvertretenden Vorsitz
nicht infrage kommen, das steht
nicht in der Gemeinsamen Erklä-
rung. Und das wurde den Betroffe-
nen so auch nicht angekündigt. Mit
ihrer Änderung haben die beteilig-
ten Bistümer die Satzung der Ge-
meinsamen Erklärung nicht ange-
glichen. Im Gegenteil: Verglichen
mit der Gemeinsamen Erklärung,
die in anderen Bistümern wörtlich
als Satzung für die Aufarbeitungs-
kommission diente, sind die Mitwir-
kungsmöglichkeiten für Betroffene
bei der Aufarbeitung sexuellen
Missbrauchs innerhalb der katholi-
schen Kirche in weiten Teilen Sach-
sens, Brandenburgs und Pommerns
tatsächlich geringer geworden.

Sexualisierte Gewalt:
Betroffene fühlen sich brüskiert
Eine gemeinsame
Kommission soll Miss-
brauch in den katholischen
Bistümern Berlin, Görlitz
und Dresden-Meißen auf-
arbeiten. In deren Leitung
dürfen Betroffene aber
nicht mitarbeiten. Das
wurde auf denkwürdige
Art und Weise besiegelt.

VON FRANK HOMMEL

Die Mattielli-Statue auf der katholischen Hofkirche in Dresden ist eine der Ikonen der katholischen Kirche in Sachsen.
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BERLIN — Nach jahrelangem Streit
über Rentenansprüche aus DDR-Zei-
ten will Sozialminister Hubertus
Heil bis Jahresende einen Härtefall-
fonds mit 500 Millionen Euro an

den Start bringen. „Unser Ziel ist ein
zügiger Abschluss der Beratungen,
damit alle weiter notwendigen
Schritte noch in diesem Jahr umge-
setzt werden“, erklärte sein Ministe-
rium auf Anfrage.

Nach Angaben der Grünen kön-
nen bedürftige Rentner auf Einmal-
zahlungen von 2500 Euro hoffen.
Beteiligen sich die Länder, könnten
es 5000 Euro werden. Die Linke hält
das für zu wenig und fordert einen
größeren Empfängerkreis. Die Ab-
stimmung in der Bundesregierung
ist noch nicht abgeschlossen. Es
geht um bestimmte Rentenansprü-
che, die zu DDR-Zeiten erworben
und 1991 nicht ins bundesdeutsche
System übernommen wurden. Be-

troffen sind Zusatzrenten für Be-
schäftigte von Reichsbahn oder Post
sowie Ansprüche von zu DDR-Zei-
ten geschiedenen Frauen. Der Bun-
destagshaushaltsausschuss hatte
vorige Woche besagte 500 Millionen
Euro für den Härtefallfonds freigege-
ben und die Bundesregierung aufge-
fordert zu handeln.

„Dass der Bund nur 500 Millio-
nen Euro zur Verfügung stellt und
nur wenige Rentner vom Härtefall-
fonds profitieren sollen, ist ein
Schlag ins Gesicht für ostdeutsche
Rentnerinnen und Rentner“, sagte
der Linken-Ostbeauftragte Sören
Pellmann. Er forderte stattdessen ei-
nen „Ostrentenfonds“. Es gehe um
rund 500.000 Menschen, die für ihre

Ansprüche Beiträge gezahlt hätten.
Pellmann schlug eine Zahlung in je-
weils fünfstelliger Höhe vor, für die
der Bund einen mittleren einstelli-
gen Milliardenbetrag aufbringen
müsste. „Das sollte es uns wert sein,
um diese offene Wunde in der ost-
deutschen Gesellschaft zu heilen“,
meinte der Leipziger Abgeordnete.

Um die Zusatzrenten kämpfen
Betroffene seit Jahrzehnten. Die
DDR hatte für 27 Berufsgruppen Zu-
satzversorgungssysteme, die Renten
aufbessern sollten. Bei der Überlei-
tung des Systems 1991 wurden be-
stimmte Ansprüche nicht berück-
sichtigt. Zehn Berufsgruppen erstrit-
ten sie gerichtlich, doch 17 weitere
Gruppen erreichten das nicht. | dpa

Lösung für Härtefälle bei DDR-Renten
Ostrenten sind auch drei
Jahrzehnte nach der Verei-
nigung ein wunder Punkt.
Bei der langwierigen, kom-
plizierten Angleichung fiel
einiges unter den Tisch.

VON BASIL WEGENER, SIMONE ROTHE
UND VERENA SCHMITT-ROSCHMANN
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